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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 5 R 40/06 BH 
 
L 13 R 501/06 WA (Bayerisches LSG) 
S 16 An 426/91 (SG München) 
 
 
 
 
.................................., 
 
 
 
 
 

Kläger und Antragsteller, 
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund, 
Ruhrstraße 2, 10709 Berlin, 
 

Beklagte. 
 
 
 
 
 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 11. Juni 2007 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  D r e h e r ,   den Richter   Dr.  N e u h a u s   und 

die Richterin   Dr.  G ü n n i k e r 

beschlossen: 

 

Der Antrag des Klägers, ihm für das Verfahren der Beschwerde gegen die 

Nichtzulassung der Revision im Urteil des Bayerischen Landessozialgerichts 

vom 25. Oktober 2006 Prozesskostenhilfe unter Beiordnung eines Rechts-

anwalts zu bewilligen, wird abgelehnt. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 24.4.2002 - L 13 RA 144/99 - hat das Bayerische Landessozialgericht (LSG) An-

sprüche des Klägers auf Gewährung einer Rente wegen Erwerbsunfähigkeit bereits ab Antrag-

stellung (16.5.1983), auf Verzinsung einer Nachzahlung, auf Rückzahlung einbehaltener Bei-

träge, auf Anerkennung von Ausfallzeiten, auf Feststellung, dass es sich bei der ihm gewährten 

Rente um eine Schwerbehindertenrente handele, und auf Zahlung eines Weihnachtsgeldes 

abgelehnt. Die erhobenen Klagen seien teilweise wegen anderweitiger Rechtshängigkeit und 

teilweise wegen Fehlens einer anfechtbaren Verwaltungsentscheidung der Beklagten im Zeit-

punkt der Klageerhebung unzulässig. Darüber hinaus handele es sich zum Teil auch um unzu-

lässige Klageänderungen. Die Wiederaufnahmeklage gegen dieses Urteil hat das LSG mit 

Urteil vom 25.10.2006 verworfen, da die Voraussetzungen einer Nichtigkeitsklage iS von § 579 

Zivilprozessordnung (ZPO) oder einer Restitutionsklage iS von § 580 ZPO nicht vorlägen und 

ebenso wenig die Voraussetzungen des § 179 Abs 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG) erfüllt seien.  

 

Für die Durchführung des Beschwerdeverfahrens gegen die Nichtzulassung der Revision in 

diesem Urteil hat der Kläger die Bewilligung von Prozesskostenhilfe und die Beiordnung eines 

Rechtsanwalts beantragt. 

 

Der Antrag auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe ist abzulehnen. 

 

Die vom Kläger beabsichtigte Rechtsverfolgung bietet keine hinreichende Aussicht auf Erfolg 

(§ 73a Abs 1 Satz 1 SGG iVm § 114 Satz 1 ZPO). Insoweit lässt der Senat dahingestellt, ob im 

Fall des Klägers die strengen Voraussetzungen für die Beschwerde gegen die Nichtzulassung 

der Revision im Berufungsurteil (vgl §§ 160, 160a SGG) überhaupt erfüllbar sind. Denn hinrei-

chende Erfolgsaussicht ist bei der Gewährung von Prozesskostenhilfe für die Nichtzulassungs-

beschwerde nicht allein danach zu beurteilen, ob die Beschwerde Aussicht auf Erfolg hat. 

Vielmehr ist Prozesskostenhilfe auch dann zu versagen, wenn klar auf der Hand liegt, dass der 

Antragsteller letztlich nicht erreichen kann, was er mit dem Prozess erreichen will. Die Prozess-

kostenhilfe hat nicht den Zweck, Bedürftigen die Durchführung solcher Verfahren zu ermögli-

chen, welche im Ergebnis nicht zu ihrem Vorteil ausgehen können, die also ein vernünftiger 

Rechtsuchender nicht auf eigene Kosten führen würde (BSG SozR 3-6610 Art 5 Nr 1 und SozR 

4-1500 § 73a Nr 2, jeweils mwN).  

 

Die vom Kläger erhobene Wiederaufnahmeklage hat von vorneherein keine Aussicht auf Erfolg. 

 

Gemäß § 179 Abs 1 SGG iVm § 578 Abs 1 ZPO kann die Wiederaufnahme eines durch rechts-

kräftiges Endurteil geschlossenen Verfahrens durch Nichtigkeitsklage oder durch Restitutions-

klage erfolgen.  
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Nach § 579 Abs 1 ZPO findet die Nichtigkeitsklage statt, wenn das erkennende Gericht nicht 

vorschriftsmäßig besetzt war (Nr 1), wenn ein Richter bei der Entscheidung mitgewirkt hat, der 

von der Ausübung des Richteramts kraft Gesetzes ausgeschlossen war, sofern nicht dieses 

Hindernis mittels eines Ablehnungsgesuchs oder eines Rechtsmittels ohne Erfolg geltend ge-

macht ist (Nr 2), wenn bei der Entscheidung ein Richter mitgewirkt hat, obgleich er wegen Be-

sorgnis der Befangenheit abgelehnt und das Ablehnungsgesuch für begründet erklärt war 

(Nr 3) und wenn eine Partei in dem Verfahren nicht nach Vorschrift der Gesetze vertreten war, 

sofern sie nicht die Prozessführung ausdrücklich oder stillschweigend genehmigt hat (Nr 4). 

Nach § 579 Abs 2 ZPO findet die Klage in den Fällen der Nr 1, 3 nicht statt ,wenn die 

Nichtigkeit mittels eines Rechtsmittels geltend gemacht werden konnte. Nichtigkeitsgründe in 

diesem Sinne sind weder dem Vortrag des Klägers noch der Gerichtsakte zu entnehmen. 

Insbesondere hat der Kläger mit seinem Vorbringen, die Richter bzw der Vorsitzende 

Dr. G.             hätten am Verfahren L 13 RA 144/99 nicht mitwirken dürfen, weil ihre (Gerichts-

)Interessen berührt seien, keinen Nichtigkeitsgrund iS des § 579 Abs 1 Nr 3 ZPO aufgezeigt. 

Abgesehen davon, dass kein Ablehnungsgrund iS von § 60 Abs 1 Satz 1 SGG iVm § 42 Abs 2 

ZPO substantiiert geltend gemacht worden ist oder den Akten entnommen werden kann, ist im 

Verfahren L 13 RA 144/99 auch kein die am Urteil vom 24.4.2002 beteiligten Richter 

- Vizepräsident des Bayerischen LSG Dr. G.       , Richter am Bayerischen LSG M.             und 

Dr.            , ehrenamtliche Richter P.           und R.                  - betreffendes Ablehnungsgesuch 

für begründet erklärt worden.  

 

Die Restitutionsklage findet gemäß § 580 Abs 1 ZPO statt, wenn der Gegner durch Beeidigung 

einer Aussage, auf die das Urteil gegründet ist, sich einer vorsätzlichen oder fahrlässigen Ver-

letzung der Eidespflicht schuldig gemacht hat (Nr 1), wenn eine Urkunde, auf die das Urteil ge-

gründet ist, fälschlich angefertigt oder verfälscht war (Nr 2), wenn bei einem Zeugnis oder Gut-

achten, auf welches das Urteil gegründet ist, der Zeuge oder Sachverständige sich einer straf-

baren Verletzung der Wahrheitspflicht schuldig gemacht hat (Nr 3), wenn das Urteil von dem 

Vertreter der Partei oder von dem Gegner oder dessen Vertreter durch eine in Beziehung auf 

den Rechtsstreit verübte Straftat erwirkt ist (Nr 4), wenn ein Richter bei dem Urteil mitgewirkt 

hat, der sich in Beziehung auf den Rechtsstreit einer strafbaren Verletzung seiner Amtspflichten 

gegen die Partei schuldig gemacht hat (Nr 5), wenn das Urteil eines ordentlichen Gerichts, 

eines früheren Sondergerichts oder eines Verwaltungsgerichts, auf welches das Urteil 

gegründet ist, durch ein anderes rechtskräftiges Urteil aufgehoben ist (Nr 6), wenn die Partei 

ein in derselben Sache erlassenes, früher rechtskräftig gewordenes Urteil oder eine andere 

Urkunde auffindet oder zu benutzen in den Stand gesetzt wird, die eine ihr günstigere 

Entscheidung herbeigeführt haben würde (Nr 7) oder wenn der Europäische Gerichtshof für 

Menschenrechte eine Verletzung der Europäischen Konvention zum Schutz der Menschen-

rechte und Grundfreiheiten oder ihrer Protokolle festgestellt hat und das Urteil auf dieser Ver-

letzung beruht (Nr 8). Gemäß § 581 Abs 1 ZPO findet in den Fällen des § 580 Nr 1 bis 5 ZPO 

die Restitutionsklage nur statt, wenn wegen der Straftat eine rechtskräftige Verurteilung ergan-
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gen ist oder wenn die Einleitung oder Durchführung eines Strafverfahrens aus anderen 

Gründen als wegen Mangels an Beweis nicht erfolgen kann. Restitutionsgründe im dargelegten 

Sinne sind den Akten nicht zu entnehmen und auch vom Kläger nicht vorgetragen worden. 

Insbesondere ist entgegen seiner Auffassung ein Restitutionsgrund nicht dadurch verwirklicht 

worden, dass die Bezirksfinanzdirektion Regensburg eine angeblich unzutreffende Erklärung im 

Verfahren L 13 An 122/86 abgegeben hat. 

 

Gemäß § 179 Abs 2 SGG ist die Wiederaufnahme des Verfahrens ferner zulässig, wenn ein 

Beteiligter strafgerichtlich verurteilt worden ist, weil er Tatsachen, die für die Entscheidung der 

Streitsache von wesentlicher Bedeutung waren, wissentlich falsch behauptet oder vorsätzlich 

verschwiegen hat. Auch für diese Voraussetzungen enthalten die Akten keine Anhaltspunkte, 

sodass der Senat von näheren Ausführungen absieht. 
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